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(Nr. 8648.) Vertrag zwiſchen Preußen, Sachſen⸗Meiningen, Sachſen⸗Coburg⸗Gotha und 
Schwarzburg⸗Sondershauſen wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Erfurt 
über Arnſtadt, Plaue und Suhl nach Grimmenthal und Ritſchenhauſen. 
Vom 8. Februar 1879. 


Sin Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, Seine Hoheit der 
Dergog don Sachſen⸗Meiningen, Seine Hoheit der Herzog zu Sachſen⸗Coburg 
und Gotha und Seine Durchlaucht der regierende Fürſt zu Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Herſtellung einer 
Eiſenbahn von Erfurt über Arnſtadt, Plaue und Suhl nach Grimmenthal und 
Ritſchenhauſen zum Anſchluſſe an die Werra⸗Bahn und die Meiningen: Schwein- 
furter Eiſenbahn zu Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Baurath Ernſt Grüttefien und 
Allerhöchſtihren Regierungsrath Ludwig Sipman, 

Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Meiningen: 

Höchſtihren Staatsrath Dr. jur. Heim, 
Seine Hoheit der Herzog zu Sachſen-Coburg-Gotha: 
Höchſtihren Geheimen Staatsrath Leopold Braun 
und 
Seine Durchlaucht der regierende Fürſt zu Schwarzburg— 
Sondershauſen: 
Höchſtihren Geheimen Staatsrath Rudolf von Wolffersdorff, 


welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden 


Staatsvertrag abgeſchloſſen haben. | 
Gef. Samml, 1879. (Nr. 8648.) 5l 


Ausgegeben zu Berlin den 12, Juni 1879. 
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Artikel J. 

Die Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſche, die Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗ 
Gothaiſche ASt Fürſtlich Schwarzburg⸗Sondershauſenſche Regierung geftatten 
der Königlich Preußiſchen Regierung für 1 5 Rechnung oder durch einen 
Privat⸗Unternehmer auch innerhalb Ihrer, der genannten drei Regierungen, 
Staatsgebiete eine Eiſenbahn zu bauen und zu betreiben, welche von Erfurt über 
Arnſtadt, Plaue, Gräfenrode, Zella und Suhl nach den Stationen Grimmenthal 
und Ritſchenhauſen der Werra-Bahn beziehungsweiſe der Meiningen⸗Schweinfurter 
Eiſenbahn führt. 

Artikel II. 


Für den Fall, daß die Königlich Preußiſche Regierung den Bau und 
Betrieb der Bahn einem Privat⸗Unternehmer überträgt, werden demſelben die 
übrigen betheiligten Regierungen für die innerhalb Ihrer Staatsgebiete belegenen 
Strecken gleichfalls die erforderliche Konzeſſion ertheilen. Es ſoll indeß der Unter⸗ 
nehmer ſein Domizil und den Sitz der Verwaltung in Preußen zu nehmen haben 
und das allgemeine geſetzliche Aufſichtsrecht über das Unternehmen lediglich von 
der Königlich Preußiſchen Regierung ausgeübt werden. 

Die Konzeſſionsertheilung coigt in dieſem Falle nach Maßgabe dieſes 
Vertrages und im Uebrigen unter den in Preußen neuen Eiſenbahn-Unterneh⸗ 
mungen gegenüber üblichen Bedingungen. 


Artikel III. 


Die Bahn ſoll bei Erfurt mit der demnächſt dort mündenden Sangerhauſen⸗ 
Erfurter, ſowie eventuell auch mit der Thüringiſchen und Nordhauſen⸗Erfurter 
Eiſenbahn, bei Grimmenthal mit der Werra-Bahn und bei Ritſchenhauſen mit 
der Meiningen⸗Schweinfurter Eiſenbahn in unmittelbare Schienenverbindung 

ebracht werden. Ob für die Bahn auf der Strecke von Erfurt bis Plaue eine 
Direfte ſelbſtſtändige Linie zu wählen oder aber ob es angängig fein wird, auf 
dieſer Strecke eine Mitbenutzung der bereits vorhandenen, beziehungsweiſe im Bau 
befindlichen Bahnſtrecken Erfurt⸗Dietendorf, Dietendorf-Arnſtadt und Arnſtadt⸗ 
Ilmenau der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft eintreten zu laſſen, bleibt der 
Pen der Königlich Preußiſchen Regierung und eventuell einer desfallſigen 
beſonderen Verſtändigung mit der genannten Geſellſchaft und den an dem 
Thüringiſchen Eiſenbahn⸗ „ betheiligten Staatsregierungen vorbehalten. 

In. Uebrigen ſoll ſowohl die We des geſammten Bauprojeis für 
die den Gegenſtand dieſes Vertrages bildende ſſenbahn, als auch die Prüfun 
der anzuwendenden Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der diglich 
Preußiſchen Regierung, welche übrigens ſowohl bezüglich der Trace der Bahn, 
wie bezüglich der 8 8 von Stationen und Halteſtellen in den einzelnen 
Staatsgebieten etwaige beſondere Wünſche der betreffenden Regierungen thunlichſt 
berückſichtigen wird, zuſtehen. Jedoch bleibt die landespolizeiliche Prüfung und 
5 ung der Bauprojekte, ſoweit dieſe die Herſtellung von Wegeübergängen, 
Brücken, Durchläſſen, Flußkorrekturen, Vorfluthanlagen und Parallelwegen bahnen, 
nebſt der baupolizeilichen Prüfung der Bahnhofsanlagen jeder Regierung inner⸗ 
halb Ihres Gebietes vorbehalten. 
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Sollte demnächſt nach Fertigſtellung der Bahn in Folge eintretenden Bedürf⸗ 
niſſes die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, Staats- oder Vicinalſtraßen, welche die 
projektirte Eiſenbahn kreuzen, von den einzelnen Landesregierungen angeordnet 
oder genehmigt werden, ſo wird zwar Preußiſcher Seits gegen die Ausführung 
derartiger Anlagen keine Einſprache erhoben werden, es müſſen aber in derartigen 
Fällen von der betreffenden Landesregierung alle erforderlichen Maßregeln gettoſfen 
werden, damit weder durch die neue Anlage der Betrieb der Eiſenbahn geſtört 
wird, noch auch daraus der Eiſenbahnverwaltung ein anderer Aufwand erwächlt, 
als der für die Bewachung der neuen Uebergänge. 

Artikel IV. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt freigeſtellt, dem Bahnkörper 
und den Kunstbauten die für BR Geleiſe 8 A und 
zur Ausführung des zweiten Geleife nach eigenem Ermeſſen ſchreiten zu laſſen. 

Die Spurweite der Geleiſe ſoll 1,435 Meter im Lichten der Schienen 
betragen, auch die n der Bahn und das geſammte Betriebsmaterial 
in Gemäßheit der auf Grund des Artikels 42 der Reichsverfaſſung vom Bundes⸗ 
rathe beſchloſſenen oder noch zu beſchließenden Normen für die Konſtruktion und 
die Ausrüſtung der Eiſenbahnen Deutſchlands für den durchgehenden Verkehr 
derartig eingerichtet werden, daß die Transportmittel auf die angrenzenden Bahnen 
ungehindert übergehen können. 

Artikel V. 

Die Erwerbung 28 Bahnanlage nöthigen Grundes und Bodens und 
die etwa erforderliche vorübergehende Benutzung fremder Grundſtücke geſchieht, 
ſoweit eine gütliche Vereinbarung unter den Betheiligten nicht zu erreichen iſt, 
in jedem der Staatsgebiete nach den Beſtimmungen des dort geltenden Expro—⸗ 
3 Jede der betheiligten Regierungen wird dem Bahnunternehmer 
für Ihr Gebiet das Expropriationsrecht rechtzeitig ertheilen. 

Es übernimmt übrigens die Herzoglich Sachſen-Coburg-Gothaiſche Regie— 
rung — in Anerkennung der mit der Bahnanlage für die betreffenden Theile 
Ihres Staatsgebietes verknüpften Vortheile — hierdurch die Verpflichtung, für 
den Bau der 2 55 auf der Strecke von Plaue bis Grimmenthal den erforder⸗ 
lichen Grund und Boden innerhalb Ihres Landesgebietes nach Maßgabe der 
nachſtehenden näheren Beſtimmungen der Bahnverwaltung unentgeltlich zur Ver- 
fügung zu ſtellen. 

Die Verpflichtung erſtreckt ſich auf das geſammte, zur Herſtellung der Bahn, 
einſchließlich des künftig anzulegenden zweiten Geleiſes, der Bahnhöfe und aller 
ſonſtigen Anlagen, ſowie auf das für Seitenentnahmen, Parallelwege, Sicher⸗ 
heitsſtreifen, Gewinnung von Baumaterialien, Lagerplätze, Korrektionen von Wegen 
oder bir Ver w x. nach den genehmigten Bauplänen oder nach den Beſtim⸗ 
mungen der Landespolizeibehörden erforderliche oder zum Schutze der benachbarten 
Grundſtücke, zur Verhütung von Feuersgefahr ac. für nothwendig erachtete, der 

opriation unterworfene Beimbeigentbum mit Einſchluß von Rechten und 
Gerechtigkeiten. ' 

Die Ueberweiſung des Grundeigenthums nebſt Rechten und Gerechtigkeiten 

ſoll dergeſtalt unentgeltlich erfolgen, daß von dem . auch 
(Nr. 8648.) 5 
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Kultur⸗ und Jae eee ee nicht zu tragen und die zu erwerben · 
den reſp. zu enteignenden Grundſtücke frei von Pfandrechten, ſowie frei von allen 
dinglichen Laſten und Abgaben in das Eigenthum deſſelben übergehen. 

Dem Eiſenbahn⸗Unternehmer ſollen in dieſer Beziehung nur die Koſten der 
Vermeſſung, Verſteinung und Uebereignung zur Laſt fallen, jedoch ſind ihm bei der 
Enteignung und Uebereignung Sporteln und Stempelgebühren nicht aufzuerlegen. 

Der ee eee wird ſpäteſtens binnen drei Monaten nach Ge⸗ 
nehmigung des Bauplans in einer Flur einen Auszug aus dieſem Plane vor⸗ 
legen, welcher die zu erwerbenden, reſp. zu enteignenden Grundſtücke nach ihrer 
kataſtermäßigen oder ſonſt üblichen Bezeichnung und Größe, deren Eigenthümer 
nach Namen und Wohnort, ferner die landespolizeilich angeordneten Anlagen, 
ſowie wo nur eine Belaſtung von Grundeigenthum in Frage ſteht, die Art und 
den Umfang dieſer Belaſtung zu enthalten dat. 

Binnen acht Wochen nach Vorlage dieſes Auszuges ift der Eiſenbahn⸗ 
Unternehmer in den Beſitz der zu erwerbenden Grundſtücke zu ſetzen. Iſt inner⸗ 
halb dieſer Friſt die Ueberweiſung nicht erfolgt, ſo ſteht der Eiſenbahnverwaltung 
die Befugniß zu, ohne Weiteres die geſetzliche Expropriation zu beantragen. Der 
im W für den Grunderwerb ꝛc. erwachſende Aufwand einſchließlich 
der Koften des Verfahrens ift der Eiſenbahnverwaltung alsdann zu erſetzen. 

Der Lehen Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen Regierung bleibt es freigeſtellt, 
wegen der Ueberkragung dieſer Verpflichtungen auf die von der Bahnlinie be⸗ 
rührten Gemeinden ꝛc. mit . Sich zu verſtändigen, Sie bleibt indeß auch für 
den Fall einer derartigen Uebertragung für die Erfüllung der Pan 
Ihrerſeits dem Bahnunternehmer verhaftet, welcher ſich dieſerhalb auch lediglich 
an die genannte Staatsregierung zu wenden hat. 

Innerhalb des e ee ee Staatsgebietes wird das⸗ 
jenige zur Bahnanlage erforderli 0 Terrain, welches zu den Waldungen des 
Fürſtlichen Kammergutes gehört, dem Eifenbahn-Unternehmer nach Maßgabe des 
Wien, Senders ae e Expropriationsgeſetzes unentgeltlich be id 
werden. 

Artikel VL 


Die Genehmigung der Tarife ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — er die 
Preußiche Regierung unter thunlichſter Berücksichtigung der Wünſche der bethei⸗ 
ligten Regierungen. Es ſollen übrigens zwiſchen Erfurt und Grimmenthal bezw. 
Ritſchenhauſen in jeder Richtung außer den für den Güterdienſt 5 
Zügen täglich mindeſtens zwei 8000 mit Perſonenbeförderung eingerichtet werden, 
auch in den Tarifen für die Strecken in den fremden Staatsgebieten keine 
höheren Einheitsſätze in Anwendung kommen, als für die Strecke im Königlich 
Preußiſchen Gebiete. 
Artikel VII. 


Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der in die einzelnen Staatsgebiete 
entfallenden Bahnſtrecken den betreffenden Landesregierungen vorbehalten. Die 
an der Bahnſtrecke in den einzelnen Staatsgebieten zu errichtenden Hoheitszeichen 
ſollen nur die der betreffenden Landesregierung ſein. 


| 


000 


Artikel VIII. 


Die Handhabung der Bahnpolizei erfolgt durch das Eiſenbahnperſonal nach 
Maßgabe des Bahnpolizei⸗Reglements für die Eiſenbahnen Deutſchlands. 

Die Handhabung der allgemeinen a liegt hinſichtlich der in 
die einzelnen Staatsgebiete entfallenden Bahnſtrecken den betreffenden Organen 
der Territorial⸗Regierung ob. Dieſelben werden den Bahnpolizeibeamten auf 
deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 

Die in den verſchiedenen Staatsgebieten ſtationirten ee gang 
find auf Präſentation der Bahnverwaltung bei der kompetenten Behörde des be 
treffenden Staates in Pflicht zu nehmen. 

Unterthanen der einen Regierung, welche dauernd in dem Gebiete einer 
anderen betheiligten Regierung ſtationirt ſind, erleiden dadurch keine Aenderung 
des Unterthanenverhältniſſes. 

Die Beamten der Bahn ſind ohne Unterſchied des Orts der Anſtellung 
rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten bezw. den Aufſichts⸗ 
un er der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, im Uebrigen aber den Geſetzen 
und Behörden des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der— 
yon Unterbeamten der Bahn ſoll innerhalb der einzelnen Staatsgebiete auf 

ngehörige der letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, falls qualifi- 
irte Militäranwärter, unter welchen die Silben Staatsangehörigen gleich 
falle den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu er⸗ 
mitteln ſind. 


Artikel IX. 


Der Eigenthümer der Bahn, mag dieſes nun der Preußiſche Staat ſelbſt 
oder ein Privatunternehmer ſein, hat ge aller Entſchädigungsanſprüche, welche 
aus Anlaß der Bahnanlage oder des Bahnbetriebes gegen ihn geltend gemacht 
werden möchten, der Gerichtsbarkeit und, inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen, 
auch den Landesgeſetzen desjenigen Staates, auf deſſen Gebiete die dabei in Be- 
tracht kommende Bahnſtrecke liegt, ſich zu unterwerfen. 

Den kontrahirenden Regierungen bleibt vorbehalten, den Verkehr zwiſchen 
Ihnen und der F ſowie die Handhabung der Ihnen über die be⸗ 
treffenden ge ige zuſtehenden Hoheitsrechte — eine Jede für Ihr Gebiet — 
einer Behörde oder einem beſonderen Kommiſſarius zu übertragen. 

Dieſe Behörden reſp. Kommiſſarien haben die Beziehungen ihrer Regie⸗ 
rungen zu der Eiſenbahnverwaltung in allen Fällen zu vertreten, die nicht zum 
direkten Einſchreiten der kompetenten Polizei- oder Gerichtsbehörden geeignet nd. 

Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich bei Angelegenheiten territorialer Natur, 
welche hiernach von dieſen Behörden oder Kommiſſarien reſſortiren, an dieſelben 
zu wenden. 

Artikel X. 


Bezüglich der Beſteuerung des Bahnunternehmens ſoll es für den in das 
Herzoglich Gahſen - Deeiningentihe Staatsgebiet entfallenden Bahntheil bei den 
jetzt dort beſtehenden landesgeſetzlichen Beſtimmungen bewenden. 

(Nr. 8648.) 
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Für das Herzoglich Sachſen-Coburg-Gothaiſche und für das Fürſtlich 
Schwarzbur euer Stantögebiet wird Folgendes vereinbart: 

1. Falls und fo lange die Bahn im Eigenthum und Betriebe der König⸗ 
lich Preußiſchen Regierung ſich befindet, wird der Betrieb von den betheiligten 
Hohen Regierungen weder mit einer Gewerbeſteuer noch mit einer anderen Staats⸗ 
abgabe belegt werden; auch ſoll die Bahn mit allem Zubehör von der Grund— 
ſteuer befreit ſein. 

2. Falls die Herſtellung und der Betrieb der Bahn einem Privatunter⸗ 
nehmer übertragen wird, ſoll 15 Letztere eine jährliche Abgabe entrichten, welche 
der im Königreich Preußen zufolge der Geſetze vom 30. Mai 1853 und 21. Mai 
1859, ſowie der dazu noch etwa ergehenden abändernden und ergänzenden Be- 
ſtimmungen vom Reinertrage der Privateiſenbahnen zu erlegenden Abgabe ent⸗ 
ſpricht. Die Königlich Preußiſche Regierung wird den Abgabenbetrag für die 
ganze Bahn berechnen, feſtſtellen und nach Maßgabe der Längenausdehnung der 
in den betreffenden Gebieten belegenen Skrecken berechnen, auch den Reparti⸗ 
tionsplan den übrigen betheiligten Regierungen mittheilen. Der Anter⸗ 
ar hat demnächſt die bezüglichen Antheile an die betreffenden Einnahmeſtellen 
abzuführen. 

Einer anderweiten ſtaatlichen e e oe oder ſtaatlichen Gewerbe⸗ 
ſteuer ſoll dagegen auch in dieſem Falle die in Rede ſtehende Eiſenbahn in keinem 
der beiden Staatsgebiete unterworfen, auch eine Konzeſſionsſteuer von dem Unter⸗ 
nehmen nicht erhoben werden. 


Artikel XI. 


Ein Recht auf den Exwerb der in die einzelnen Staatsgebiete entfallenden 
Bahnſtrecken wollen die betheiligten drei Staatsregierungen, falls und ſo lange 
die Bahn im Eigenthum oder Betriebe des Preußiſchen Staates ſich befindet, 
nicht in Anſpruch nehmen. eh dagegen der Bau und Betrieb durch einen 
Privatunternehmer, fo bleibt den kontrahirenden Staatsregierungen, einer Jeden 
für Sich, das Recht vorbehalten, die in Ihren Gebieten belegenen Bahnſtrecken 
nach ee des Preußiſchen Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 1838 anzu- 
kaufen. urch eine etwaige derartige Erwerbung des Eigenthums einzelner 
Bahnſtrecken ſeitens der betreffenden Territorial-Regierungen ſoll indeß die Ein⸗ 
heitlichkeit des Unternehmens nicht beeinträchtigt werden. ie Hero Sachſen⸗ 
Meiningenſche, die Herzoglich Sachſen-Coburg⸗Gothaiſche und die Fürſtlich 
Schwarzburg- Sondershaufenfche Regierung verpflichten Sich n auch in 
dieſem Falle den Betrieb und die Verwaltung der auf Ihren Gebieten belegenen 
Theile der Bahn demjenigen Betriebsunternehmer zu übertragen bezw. zu belaſſen, 
welcher den Betrieb und die Verwaltung der auf Preußiſchem Gebiete belegenen 
Strecke der Bahn führen wird. 


Artikel XII. 

Sollte die Ausführung der ganzen Bahn von Erfurt nach Grimmenthal 
und Ritſchenhauſen auf Schwierigkeiten ſtoßen, ſo ſoll es der Königlich Preußi⸗ 
ſchen Regierung freiſtehen, zunächſt nur das Stück von Grimmenthal nach Suhl, 
ſei es für eigene Rechnung, ſei es durch einen geeigneten Privatunternehmer, zur 


3 


e der für Bahnen untergeordneter Bedeutung vom Bundesrathe feſt⸗ 


eſtellten Normen erfolgen dürfen; es wird indeß auch in dieſem Falle bezüglich 

er Steigungs⸗ und Krümmungsverhältniſſe die Tracirung der Theilſtrecke von 

vornherein derart erfolgen, daß dieſelbe demnächſt nach Ergänzung der erforder⸗ 

lichen Erd⸗ und Brückenarbeiten, Verſtärkung des Oberbaues, Ergänzung der 

Bahnhofsgeleiſe und Bahnhofshochbauten in die Durchgangslinie Grimmenthal 

bezw. Ritſchenhauſen⸗Erfurt ohne Schwierigkeiten aufgenommen werden kann. 
Artikel XII. 


Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 

Artikel XIV. 


Gegenwärtiger Vertrag ſoll allerſeits zur landesherrlichen Genehmigun 
vorgelegt werden und die Auswechſelung der Ratifikations Urkunden thunlichſt 
bald gen 


Deſſen zu Urkund iſt gegenwärtiger Vertrag vierfach ausgefertigt, von den 
Bevollmächtigten unterſchrieben und mit deren Inſiegel verſehen worden. 


So geſchehen und vollzogen Berlin, den 8. Februar 1879. 


(L. S.) Ernſt Grüttefien. 

(. S.) Ludwig Sipman. 

(L. S.) Dr. Friedrich Heim. 

(L. S.) Leopold Braun. 

(L. S.) Rudolf von Wolffersdorff. 


Veorſtehender Vertrag iſt ratiſtzirt worden und die Auswechſelung der Ra⸗ 
tifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 
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Belanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der unterm 20. März Allerhöchſt . Tarif, nach welchem die Ab⸗ 

abe für die Benutzung des fiskaliſchen Laſtenkrahns und der Deniſonſchen 

ee im Hufen zu Memel bis auf Weiteres zu entrichten 

iſt, durch das Amtsblatt der Königl. Er pe zu Königsberg Nr. 21 
S. 112/113, ausgegeben den 22. Mai 1879; ö 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 31. März 1879, durch welchen genehmigt 
worden iſt, daß bei der Erwerbung der Behufs Ausführung von Ver⸗ 
been der märkiſchen Waſſerſtraßen: I. Hohenſaaten⸗Spandau⸗Berlin 
und zwar: 1) Finow⸗Kanal, 2) Oranienburger Kanal, 3) Havelſtrecke 
zwiſchen dem Finow- und dem Oranienburger Kanal, 4) Havelſtrecke von 

innow bis zun Einfahrt in den Berlin-Spandauer Schifffahrtskanal; 
II. Waſſerverbindung von Berlin nach dem Plauer Kanal bezw. bis 
zur Elbe; III. Spree: 1) vom Dämeritzſee bis Cöpenick, 2) Rüdersdorfer 
Gewäſſer von dem Kalkſee bis zum Dämeritzſee, zur dauernden oder vor⸗ 
Aber denden e nothwendigen Grundſtücke das Enteignungsrecht 
zur Anwendung gebracht werde, durch das Amtsblatt der Königl. Regie⸗ 

rung zu Potsdam Nr. 18 S. 169, ausgegeben den 2. Mai 1879, 


der Allerhöchſte Erlaß vom 2. April 1879, durch welchen dem Kreiſe 
Teltow das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes auf der Chauſſee 
vom Bahnhofe Trebbin der Berlin-Anhaltiſchen Eiſenbahn nach dem 
Bahnhofe Mahlow der Berlin-Dresdener Eiſenbahn und weiter bis zur 
Berlin⸗Zoſſener Provinzial-Chauſſee verliehen worden iſt, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 18 S. 169, ausgegeben 
den 2. Mai 1879, 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 7. April 1879, durch welchen genehmigt worden 
ift, daß bei der Zuſchüttung des Königsgrabens in Berlin das Enteignungs⸗ 
recht zur Anwendung gelangt, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
16 e der Stadt Berlin Nr. 20 S. 205, ausgegeben den 
16. Mai 2 
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Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei (unter Reichsverwaltung). 


